
handeln, daß das Ansehen und die Sicherheit des 
alliierten Personale g e f ä h r d e t  w e r d e n  oder ge­
f ä h r d e t  w e r d e n  k ö n n t e n .  Meine Damen und 
Herren! Diese Kautschukbestimmung, die in einer 
anderen Fassung im Gesetz Nr. 8 der britischen 
Militärbehörden bereits zu einer Verfolgung und Ver­
urteilung des Abgeordneten Max Reimann geführt 
hatte, ist so abgefaßt, daß in Westdeutschland praktisch 
niemand mehr seine Meinung frei äußern kann. Das 
beweist mit aller Deutlichkeit — und deswegen müssen 
wir diesem Antrag zustimmen und protestieren —, 
daß in einem Teil unseres Vaterlandes bereits mit den 
Mitteln der Demokratie nicht mehr durchzukommen 
ist, sondern daß dort mit diesem Gesetz bereits wieder 
die Anfänge einer faschistischen Regierungsgewalt fest­
zustellen sind. , . ...(Sehr richtig!)

Gegen den Faschismus sind die demokratischen 
Kräfte der ganzen Welt einheitlich vorgegangen. 
Dagegen haben auch die demokratischen Kräfte in 
Deutschland den Kampf geführt und ihn besonders 
nach 1945 aufgenommen. Dazu haben sie sich zusammen­
geschlossen, um künftig jeder neuen faschistischen 
Willkür und Barbarei und jeder Terrormöglichkeit 
entgegenzutreten und sie auszuschließen. Weil hier 
neuer Faschismus anklingt, nicht bloß in dem Gesetz 
als Wort, sondern weil er in die Tat umgesetzt wird, 
weil jeder, der mißliebig ist, jeder, der ein Mitglied 
des alliierten Personals gefährden k ö n n t e ,  zur Ver­
antwortung gezogen werden kann, deshalb, glaube ich, 
ist es ein dringendes Gebot der Stunde, daß in einer 
der demokratischsten Einrichtungen, die wir in der 
Deutschen Demokratischen Republik haben, in der 
Provisorischen Volkskammer, einmütig zu diesem 
Problem Stellung genommen werden sollte. Wir sollten 
uns alle dahin erklären, daß mit solchen Methoden über 
deutsche Menschen nicht mehr regiert werden darf.

(Sehr richtig!)
Lassen Sie uns einmütig zu jener Demokratie bekennen, 
bei der die wirklich demokratischen Kräfte unseres 
Volkes freigestellt und in der Lage sind, für eine 
reale Demokratie, für Verwirklichung des Volkswillens 
und damit für den Kampf um die Unabhängigkeit und 
Souveränität des Volkes einzutreten!

(Starker Beifall)

Präsident Dieckmann:
Als nächster Redner hat das Wort der Herr Ab­

geordnete Fried für die Fraktion Kulturb./DFD/VVN.

Abg. Fried (Kulturb./DFD/VVN):
Meine Damen und Herren! Es ist vielleicht ein sym­

bolisches Zeichen, daß hier sowohl der Kollege, der 
den Antrag begründete, der Abgeordnete Nowak von 
der CDU, wie auch der Abgeordnete Dr. Liebler von 
der LDP und mein Herr Vorredner, der Abgeordnete 
Helm von der SED, mit Stolz das Zeichen der VVN 
auf ihrer Brust tragen.

(Beifall)
Ich glaube, symbolischer und eindringlicher kann 

diesem Hohen Hause nicht dokumentiert werden, daß 
sich innerhalb der VVN Kräfte zusammengefunden 
haben, die auch die Gewähr dafür bieten, daß ein 
zweites Mal Faschismus, ein zweites Mal Reaktion 
dort, wo die VVN frei wirken kann, nicht zum Tragen 
kommen.

(Beifall)
Es haben uns Nachrichten erreicht, daß wieder ein­

mal mit Mitteln der Diversion, des Verrats, der Feig­
heit und der Lüge diese große Gemeinschaft der VVN 
zerschlagen werden soll. Als der Abgeordnete Helm 
und ich in Hannover den Saal der Niedersachsenhalle 
betraten und an der Stirnseite die Farben der Demo­

kratischen Deutschen Republik prangten — denn eine 
andere Auslegung können wir dieser Fahne und diesem 
Fahnentuch nicht geben —, erfüllte das unser Herz 
mit Stolz, und wir wurden einbezogen in die große 
Schicksals- und Kampfgemeinschaft der Menschen, die 
dort um 120 000 Arbeitsplätze kämpfen.

Man hat den Demontagestopp-Prozeß von seiten des 
britischen Militärgerichts mit dem von dem Abgeord­
neten Helm zitierten Satz begründet, daß selbst dann, 
wenn das alliierte Personal im Ansehen gefährdet 
werden könnte, die Militärregierung — Verzeihung, 
die Herren Hohen Kommissare —• das Recht und die 
Pflicht hatten, einzugreifen. Wenn heute zum Beispiel 
der „Telegraf“- berichtet, daß ein amerikanischer 
Soldat einen deutschen Theologiestudenten zusammen­
gestochen hat, ist es meine Auffassung, daß durch 
diese Meldung das Ansehen der amerikanischen Be­
satzungsarmee auf das schwerste gefährdet ist.

(Sehr richtig!)
Und ich erwarte eine Anklage gegen den „Telegraf“ 
und Herrn Arno Scholz wegen Gefährdung des An­
sehens alliierten Personals!

(Sehr richtig!)
Aber Demokratie ist, so scheint es uns, nur dann 
Demokratie, wenn es in ihr Konzept paßt, und wir 
haben, als wir drüben waren, ganz klar und unmiß­
verständlich zum Ausdruck gebracht: Wir sind bereit, 
mit euch zusammen alles zu tun, um diesem Demon­
tagestopp-Prozeß das einzige Ende zu bereiten, das 
möglich ist, ihn mit Hilfe der Proteste nicht nur der 
deutschen, sondern aller Werktätigen der Welt zum 
Niederschlagen zu bringen. Wenn heute das englische 
Hohe Militärgericht den Prozeß in die Hand bekommt, 
dann sind wir neugierig, und wir haben den Eindruck, 
meine Damen und Herren, als ob die Zeiten vor 1933 
wieder eintreffen werden, als man Abgeordnete des 
Preußischen Landtags, der Landtage der Länder und 
des Reichstags nur deswegen jagte, weil sie Mitglieder 
der Kommunistischen Partei gewesen sind. Wenn diese 
Art von Demokratie sich dort drüben breitmacht, dann 
mögen uns die sogenannten demokratischen Um­
erzieher mit ihren Tiraden und Phrasen zufrieden 
lassen. Für uns ist Landtagsabgeordneter Landtags­
abgeordneter, welcher Partei er auch angehört!

(Beifall)
Aber in diesem Prozeß, meine Damen und Herren, 

dreht es sich ja nicht darum, daß irgendwer das An­
sehen des alliierten Personals hatte gefährden können 
— das passiert drüben öfter —, sondern es handelt 
sich darum, daß in diesem Demontagestopp-Prozeß klar 
und deutlich dokumentiert wird, der deutschen Wirt­
schaft die 3 Milliarden Tonnen Erze, die dort im Boden 
ruhen, nicht zugute kommen zu lassen. Die deutsche 
Industrie der Ruhr soll gezwungen werden, Minetten 
aus Elsaß-Lothringen, aus Frankreich, Belgien usw. zu 
beziehen. Ja, wenn Sie wissen, daß jetzt der 100 000- 
Tonnen-Stahlauftrag für das volksdemokratische 
China, der an der Ruhr erledigt werden sollte, durch 
einen englischen Mittelsmann an eine englisch-ameri­
kanische Firma — man gestatte mir den Ausdruck — 
verschoben wurde, dann weiß man deutlich und klar, 
um was es sich eigentlich handelt. Die Hohen Kom­
missare vom Petersberg sind die eigentlichen Herren 
der Bonner Verwaltung, und sie haben diesen Prozeß 
befohlen. Wir sind der Auffassung, daß die Herren 
Hedler und Schacht vor Gericht zu stellen sind und 
nicht aufrechte Antifaschisten, die für das Wohl ihres 
Vaterlandes kämpfen!

(Beifall)
Aber wir haben den Eindruck, daß man heute die­
jenigen vor Gericht zerrt, die damals in den Lagern 
den abgeschossenen Fliegern das Leben retteten, und 
die zu ihren Richtern macht, die damals den ab-
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